
Erika V. ist als Verkaufsstellenleiterin einer fahrbaren 
Verkaufsstelle bei der Konsumgenossenschaft M. be­
schäftigt. Gerhard St. war bis zum 10. Oktober 1952 in 
derselben Verkaufsstelle als Kraftfahrer tätig.
Bei der am 27. September 1952 von der Klägerin durch­
geführten Inventur hat diese einen Fehlbetrag von 
876,38 DM festgestellt, der sich durch eine durchge­
führte Nachinventur auf 1008,49 DM erhöht hat. St. ist 
am 10. Oktober 1952 des Diebstahls von 5,— DM aus 
der Ladenkasse überführt worden. Daraufhin hat ihn 
die Klägerin fristlos entlassen und Strafanzeige gegen 
ihn erstattet. Mit der Klage nimmt die Klägerin St. aus 
unerlaubter Handlung in Anspruch und behauptet, daß 
sein Verhalten vermuten lasse, daß der Fehlbetrag nur 
durch seine Unredlichkeit entstanden ist.
Die Klägerin nimmt die Verklagte V. aus vertraglicher 
Haftung in Anspruch, weil diese für die Verkaufsstelle 
verantwortlich sei und St., obwohl sie schon länger Ver­
dacht gegen ihn geschöpft habe, zum Verkauf von Haus­
haltswaren herangezogen und ihm auch die Möglichkeit 
gewährt habe, an die Kasse heranzukommen.
Die Klägerin hat daher beantragt, die Verklagten als 
Gesamtschuldner zur Zahlung von 1008,49 DM zu ver­
urteilen.
Die Verklagte V. hat Klageabweisung beantragt und 
ausgeführt, daß der Fehlbetrag nur durch das Ver­
schulden des Verklagten St. entstanden sei, wofür sie 
nicht verantwortlich zu machen sei. St. habe weit über 
seine Verhältnisse gelebt. Es sei bei ihren Kollegen und 
ihr selbst der Verdacht entstanden, daß der Verklagte 
St. nicht ehrlich sei. Um dem nachzugehen, habe sie den 
Verklagten St. am 10. Oktober auf die Probe gestellt. 
Es sei ihr auch gelungen, ihn des Diebstahls von 5,— DM 
aus der Ladenkasse zu überführen. Sie sei auf Grund 
des gesamten Verhaltens und Auftretens des Verklag­
ten St. der Überzeugung, daß er wiederholt Barbeträge 
und Waren aus der Verkaufsstelle entwendet habe. Er 
sei übrigens auch aus der letzten Dienststelle wegen un­
redlichen Verhaltens entlassen worden.

Der Verklagte St. hat ebenfalls um Klageabweisung ge­
beten. Er bestreitet, außer den entwendeten 5,— DM 
weitere Beträge aus der Kasse genommen zu haben. Das 
gegen ihn eingeleitete Ermittlungsverfahren sei gern. 
§153 StPOa.F. eingestellt worden. Daraus ergebe sich 
seine geringe Schuld.
Das Arbeitsgericht M. hat durch Versäumnisurteil den 
Verklagten St. zur Zahlung von 1008,49 DM verurteilt.

Mit Urteil vom gleichen Tage hat es die Verklagte V. 
zur Zahlung von 504,75 DM als Gesamtschuldnerin mit 
dem Verklagten St. verurteilt und im übrigen die Klage 
gegen die Verklagte V. abgewiesen.
In den Entscheidungsgründen führt das Arbeitsgericht 
aus, daß der Verklagte St. der Klägerin gegenüber für 
den vollen Mankoschaden aufzukommen hat, da er seine 
Beschäftigung als Kraftfahrer und Verkaufshelfer dazu 
ausgenutzt hat, sich nach und nach soviel anzueignen, 
wie der Fehlbetrag ausmache. Die Verklagte V. habe 
den Schaden dadurch zur Hälfte mitverschuldet, daß 
sie St. entgegen der Vorschrift zur Mithilfe beim Bar­
kauf herangezogen habe.
Auf den vom Verklagten St. gegen das Versäumnis­
urteil erhobenen Einspruch hat das Arbeitsgericht M. 
mit Urteil vom 14. April 1953 unter Aufhebung des 
Versäumnisurteils und unter Abweisung der Klage im 
übrigen den Verklagten verurteilt, als Gesamtschuldner 
mit der Verklagten V. 503,75 DM an die Klägerin zu 
zahlen. Die Entscheidung macht sich die bereits vertre­
tene Auffassung zu eigen, wonach St. für den entstan­
denen Schaden einzutreten habe, und meint, daß ledig­
lich der Umstand, daß die Verklagte V. schon zur

Hälfte des Schadens verurteilt sei, dem Verklagten St. 
zugute komme. Deshalb sei er auch nur zur Zahlung 
der Hälfte des geforderten Betrages verpflichtet.
Die vom Beklagten St. hiergegen eingelegte Berufung 
hat das Bezirksarbeitsgericht E. durch Beschluß vom
3. August 1953 wegen Verletzung der Formvorschrift 
als unzulässig verworfen.
Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation des Urteils 
des Arbeitsgerichts M. vom 14. April 1953 beantragt. 
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den Entscheidungsgründen:
Soweit die angefochtene Entscheidung sich den im Ur­
teil vom 6. März 1953 gegen die Verklagte V. enthalte­
nen Ausführungen über die Ursache des Schadens an­
schließt und sich diese zu eigen macht, bestehen da­
gegen keine Bedenken. Es kann zwar nicht aus dem, 
dem Verklagten St. nachgewiesenen Diebstahl von 
5,— DM ohne weiteres der Schluß gezogen werden, 
daß er auch weitere Geldbeträge entwendet hat. Das 
Beweisergebnis bietet dafür aber ausreichende Anhalts­
punkte. So hat nicht nur die Verklagte V. behauptet, 
sondern haben auch die Zeugen S. und W., an deren 
Glaubwürdigkeit kein Zweifel bestehen kann, bestätigt, 
daß gegen den Verklagten St. wegen seiner in keinem 
Verhältnis zu seinem Arbeitseinkommen stehenden Auf­
wendungen schon lange der Verdacht bestanden hat, 
daß er seine Beschäftigung als Kraftfahrer und Ver­
kaufshelfer zu Unredlichkeiten ausnutzte. Dafür, daß 
dieser Verdacht begründet war, spricht nicht nur der 
bewußt von der Verklagten V. zur Überführung des St. 
herbeigeführte Vorfall, bei dem dieser 5,— DM aus der 
Ladenkasse entwendete, sondern auch ein weiteres Er­
eignis, bei dem festgestellt wurde, daß St. einmal einen 
Kaffeekessel verkauft hat, ohne diesen über Kassen­
block zu buchen.
Schließlich ist auch der Grund seiner Entlassung aus 
seiner vorletzten Arbeitsstelle nicht ohne Bedeutung, 
auch wenn ihm dabei die Veruntreuung von Benzin 
nicht in vollem Umfange nachzuweisen war und des­
halb die ursprüngliche fristlose Entlassung in eine be­
fristete Kündigung umgewandelt wurde.
Betrachtet man diese einzelnen Ereignisse in ihrem Zu­
sammenhänge, legt man also der Beurteilung das Ge­
samtverhalten des Verklagten St. zu Grunde, so ist dem 
vom Arbeitsgericht M. in seinem Urteil vom 4. April 
1953 gezogenen Schluß zuzustimmen. Es würde im vor­
liegenden Fall zu überspannten Anforderungen an die Be­
weispflicht führen, wollte man von der Klägerin ver­
langen, sie müsse die einzelnen Beträge, die der Ver­
klagte St. jeweils heimlich veruntreut hat, nachweisen. 
Das angefochtene Urteil ist weiter richtig davon aus­
gegangen, daß die Verklagten V. und St., soweit sie der 
Klägerin für den gleichen Betrag haften, als Gesamt­
schuldner zu verurteilen sind. Denn die Tatsache, daß 
die Verklagten aus verschiedenen Haftungsgründen und 
in verschiedener Höhe des Schadens in Anspruch ge­
nommen werden — die Verklagte V. aus Vertrag, der 
Verklagte St. aus unerlaubter Handlung — schließt die 
Annahme eines Gesamtschuldverhältnisses nicht aus, da 
ein innerer tatsächlicher Zusammenhang, aus dem sie 
beide Schuldner der Klägerin geworden sind, besteht.
Das angefochtene Urteil ist jedoch insoweit fehlerhaft, 
als der Verklagte St., obwohl er nach der Feststellung 
in den Entscheidungsgründen für den vollen Manko­
schaden einzutreten hat, im Urteilstenor nur zur Hälfte 
des Schadens verurteilt wird. Die Annahme, daß ihm 
die der Höhe nach geringere Haftung der Verklagten V. 
zugute kommen müsse, ist irrig. Vielmehr besteht die 
Haftung beider selbständig nebeneinander, wobei die 
Verklagte V. zur Gesamtschuld mit St. jedoch nur in 
Höhe von 504,75 DM herangezogen werden kann, wäh-
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